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Einige Bemerkungen zu den Borfchriften über Diäten 
und Reiſegebühren der Staatsbeamten. 


Nach der Miniſterialverordnung vom 3. Juli 1854 (R. G. Bl. 
Nr. 169), und jener vom 23. Juli 1860 (R. G. Bl. Nr. 185), 
haben die Beamten der Bezirksgerichte und Gerichtshöfe erſter Inſtanz, 
ferner jene der politiſchen Bezirksbehörden und Statthaltereien bei Com⸗ 
miſſionsreiſen im Amtsbezirke beziehungsweiſe Gerichtshofſprengel 
und Verwaltungsgebiete nur mehr die beſchränkten Diäten und an 
Meilengeldern das einfache Poſtrittgeld ohne Nebengebühren (Wagen⸗, 
Trink⸗, Schmier⸗, Umſpanngeld) nach der competenzmäßigen Zahl der 
Pferde und nach der wirklich zurückgelegten Meilenzahl zu beziehen. 

Dieſe beſchränkten Diäten betragen nach deren Umwandlung in 
öſterreichiſche Währung nach der Miniſterialverordnung vom 28. Sep⸗ 
tember 1858 (R. G. Bl. Nr. 166) 


für die V. Diäten⸗ nun Rangsclaſſe 7 fl. 
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Obige Verordnung vom 3. Juli 1854 wurde mit dem Finanz⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 26. März 1857 (F.⸗M.⸗V.⸗Bl. Nr. 15) auch 
auf die Steueramtsbeamten und die den politiſchen Behörden zur Be⸗ 
ſorgung der Angelegenheiten der directen Steuern zugewieſenen Or⸗ 
gane und weiters auch auf die Beamten der leitenden Finanz⸗Landes⸗ 
behörden ausgedehnt. 

An dieſen Beſtimmungen wurde durch die Verordnung des Ge⸗ 
ſammtminiſteriums vom 18. Juni 1873 (R. G. Bl. Nr. 115) be⸗ 


| 
treffend das Ausmaß der Diäten und der Fuhrkoſten der Staatsbeamten 
bei Dienſtreiſen nichts geändert, da durch nachträglich erfolgte ſpecielle 
Verordnungen der Miniſterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen, 
normirt wurde, daß mit obiger Verordnung des Geſammtminiſteriums 
das Diäten⸗Ausmaß für jene Fälle feſtgeſetzt wurde, in welchen nach 
den beſtehenden Normen die volle Diät aufzurechnen geſtattet iſt und 
daß ſonach die beſonderen Vorſchriften, welche für beſtimmte Fälle einen 
geringeren Diätenbetrag normiren, | elbſtverſtauden auch fernerhin 
in Geltung bleiben. 
N Es haben daher ſämmtliche im unmittelbaren Verkehr mit der 
Bevölkerung ſtehende Staatsbeamte, die überhaupt zunächſt und meiſt 
1 ſind, commiſſionelle Amtshandlungen vorzunehmen, bei ihren 
| 


Commiſſionsreiſen im Amtsbezirke die beſchränkten Diäten und das ein⸗ 
fache Meilengeld, als welches mit dem Finanzminifteriaferlaffe vom 
27. October 1873 (F. M. V. Bl. Nr. 44) das Poſtrittgeld mit dem je⸗ 
weilig für Extrapoſten feſtgeſetzten Ausmaße fixirt wurde, in Aufrechnung 
zu bringen. Nicht ſo die gleichfalls in unmittelbarem Contacte mit der 
| Bevölkerung ſtehenden Staatsforſtbeamten. 


Obwohl ſelbe laut des Finanzminiſterialerlaſſes vom 13. October 
1868, Z. 22502 (F. M. V. Bl. Nr. 41) bei den dort angeführten 
Dienſtreiſen nur das einfache Poſtrittgeld und bei Reiſen von nicht 
mehr als zwei Meilen Entfernung hin und zurück nur die halbe nor⸗ 
malmäßige Diät verrechnen konnten, wurde doch mit dem Ackerbau⸗ 
miniſterialerlaſſe vom 2. October 1874, Zahl 7543 den Beamten der 
Staatsforſt⸗ und Domänenverwaltung ſür die außerhalb des Rahmens 
der ihnen inſtructionsgemäß obliegenden Dienſtgeſchäfte vorgenommenen 
Dienſtreiſen die Aufrechnung der vollen Diäten und vollen Poſt⸗ 
gebühren, alſo mit Inbegriff des Wagen⸗, Trink⸗ und Schmiergeldes 
ſelbſt auch innerhalb ihres Amtsbezirkes zugeſtanden. 

Eine ähnliche Begünſtigung wurde den gleichfalls unter dem 
Ackerbauminiſterium ſtehenden bergbehördlichen Beamten bei Reiſen in 
einer Entfernung von einer beziehungsweiſe zwei Meilen von ihrem 
Amtsſitze laut der Min.⸗Verordnung vom 23. April 1874 (R. G. Bl. 
Nr. 47) nicht zugeſtanden. 
| Auf Grund der oben bezogenen Ackerbauminiſterialverordnung 
beziffert ſich daher beiſpielsweiſe die Reiſekoſtengebühr eines in der 
XI. Rangsclaſſe ſtehenden k. k. Forſtaſſiſtenten für eine Dienſtreiſe von 

einer Entfernung von 38 Kilometer hin und zurück und bei Zugrunde⸗ 
legung eines Poſtrittgeldes von 1 fl. 32 kr. per Myriameter und ein 
Pferd nachſtehend: 


an Poſtrittgeld für zwei Pferde 10 fl. 3 kr. 
„ Wagengebühr . 2 leg 5 fl. 1½ kr. 
| „ Poſtillons⸗Trinkgeld. 2 fl. 58 kr. 
„ Schmiergeld — fl. 44 kr. 

| „ Diät für einen Tag . 3 fl. — kr 
zuſammen . 21 fl. 6 ½ kr. 


Die Gebühr für dieſelbe Reife innerhalb des Amtsbezirkes würde 
für den Präſidenten eines k. k. Landesgerichtes oder den Hofrath einer 
Statthalterei (Beide in der V. Rangsclaſſe) nur je 17 fl. 3 kr. 
(10 fl. 3 kr. Poſtrittgeld und 7 fl. Diät) betragen, da nach der 
F. M. V. vom 18. Juni 1873 auch Beamte der V. Raugsclaſſe 
nur mehr 2 Poſtpferde verrechnen dürfen. 

Würde obige Dienſtreiſe des Forſtaſſiſtenten ein Bezirkshauptmann 
mit dem Bezirksarzte und dem Bezirksſecretär gemeinſchaftlich unter⸗ 
nehmen, ſo würden, da nach den beſtehenden Vorſchriften bei gemein⸗ 
ſchaftlichen Dienſtreiſen das Poſtrittgeld nur einmal und zwar vom 
Commiſſionsleiter verrechnet werden darf und der Raum eines zwei⸗ 
fpännigen Wagens für drei Perſonen beſtimmt iſt, die Commiſſionsge— 
bühren dieſer drei Beamten ſich nachſtehend beziffern: 


a) für den Bezirkshauptmann und zwar: 


an Poſtrittgeld 10 fl. 3 kr. 

an Diät . 4 fl. 50 kr. 

b) für deu Bezirksarzt an Diät 3 fl. — kr 
c) für den Bezirksſeeretär an Diät 2 fl. 50 kr. 
zuſammen 20 fl. 3 kr. 


ſohin weniger als für einen Forſtbeamten der mindeſten Rangsclaſſe allein. 

Da nun die Tendenz der gegenwärtigen Beamtengeſetze auf eine 
möglichſte Gleichſtellung der Beamten aller Verwaltungszweige gerichtet 
iſt, ſo erſcheint eine ſo auffallende Beſſerſtellung der Staatsforſtbeamten 
in dem Ausmaße ihrer Reiſegebühren befremdend und auch nicht noth⸗ 
wendig, da ja mit den für die Beamten anderer Verwaltungszweige 
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eine Privatbedienſtung, welche auf das Zuſtändigkeitsverhältniß keinen 
Einfluß nimmt, augeſehen werden muß. Da nun die fragliche Einver⸗ 
leibung des Bahnhofes in das Stadtgebiet erſt anno 1861 erfolgte 
und N. ſeit 1859 kein Staatsbedienſteter mehr war, ſo müſſe gefolgert 
werden, daß derſelbe mit ſeiner Familie die Zuſtändigkeit in der Ge- 
meinde Wilten beibehalten habe. 

Die Bezirkshauptmannſchaft in Inusbruck hat unterm 3. Auguſt 
1876 erklärt, daß fie die Anſicht des Stadtmagiftrates aus dem Grunde 
als unrichtig anerkennen müſſe, weil für die Beſtimmung des Heimat⸗ 
rechtes nicht der zufällige Standort des bezüglichen Amtsgebäudes, 
ſondern jener Ort maßgebend ſei, von welchem das fragliche Amt oder 
die fragliche Behörde den officiellen Namen führt. Es liege in 
der Natur der Sache, daß dem Beamten, welcher an die Bahnſtation, 
das Bahnamt, die Betriebsdirection in Innsbruck einberufen wurde, 
auch ſein ſtändiger Aufenthalt daſelbſt angewieſen worden ſei, ebenſo 
wie ein bei einer Behörde oder bei einer Lehranſtalt in Innsbruck 
angeſtellter Beamter oder Profeſſor angewieſen ſei, ſeinen Aufenthalt 
daſelbſt zu nehmen, auch wenn zufällig das Amt oder Schulgebäude 
ſich auf dem Boden einer Nachbargemeinde befinden, oder der Beamte 
ſelbſt in einer Nachbargemeinde Wohnung nehmen ſollte. 

Aus der Aeußerung der Generaldirection der k. k. priv. Süd⸗ 
bahngeſellſchaft geht hervor, daß Hermann N. bis 1. Jänner 1859, 
d. i. bis zum Uebergange der Nord⸗Tiroler⸗Staatseiſenbahn in die 
Südbahn als proviſoriſcher Bahnamtsverwalter mit dem Amtsſitze 
in Innsbruck angeſtellt war. Aus dem mit der Witwe Joſefine N 
aufgenommenen Protokolle ddo. 21. November 1876 iſt zu entnehmen, 
daß Hermann N. während ſeines ganzen Aufenthaltes in Tirol mit 


bemeſſenen, beſchränkten Commiſſionsgebühren immerhin das ſtandes⸗ | feiner Familie in Bahnhofgebäude „Station Innsbruck“ gewohnt habe. 
mäßige Auslangen gefunden werden kann und dies auch bei den Forſt⸗ Nachdem zwiſchen dem Stadtmagiſtrate und der Bezirkshaupt⸗ 
beamten der Fall fein dürfte, zumal ja ihre Reiten der Natur der mannſchaft in Innsbruck eine Meinungseinigung in dieſer Angelegeu⸗ 
Sache nach häufig zu Fuß zurückgelegt werden müſſen und daher auch heit nicht erzielt werden konnte, fand die dortige Statthalterei in 
die Auslagen geringer find. Ueberdies haben die Commiſſionsgebühren Gemäßheit des § 40 des Heimatgeſetzes vom 3. December 1863 mit 
nur den Zweck dem betreffenden Beamten die gehabten Auslagen zu der Entſcheidung vom 14. Auguſt 1876 zu erkennen, „daß N. durch 


vergüten, nicht aber für ihn eine Einnahmsquelle zu bilden. ſeine Anſtellung in der Eiſenbahnſtation, welche damals und noch bis 
j zum Jahre 1861, alſo zur Zeit ſeines Austrittes aus dem Stauts⸗ 
dienſte zum Territorium der Gemeinde Wilten gehörte, im Sinne des 
8 13 des Gemeindegeſetzes vom J. 1849 in Wilten die Zuſtändigkeit 
anzuſprechen hatte; daß daher Joſefine N. und ihre 3 Kinder als 
jetzt noch in Wilten heimatberechtigt erklärt werden.“ 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung 
vom 22. Jänner 1877, Z. 17470 ex 1876 dem Recurſe der Gemeinde 
W. keine Folge gegeben und die angefochtene Statthalterei⸗Entſcheidung 
aus den Gründen derſelben beſtätigt. M. 


Außerdem möge in Betracht gezogen werden, daß die nichtpau⸗ 
ſchalirten Dienſtreiſen der Forſtbeamten regelmäßig von Parteien, Ge⸗ 
meinden oder einem anderen Etat zu vergüten kommen und dürfte daher 
eine Gleichſtellung der Reiſegebühren derſelben mit jenen der Juſtiz⸗, 
politiſchen und anderen Beamten nicht nur zur Schonung der erſatz— 
pflichtigen Parteien, ſondern auch aus Dienſtesrückſichten angezeigt und 
billig ſein und dem Geiſte des § 2 des Geſetzes vom 15. April 1873, 
nach welchem der Rang das Ausmaß der Bezüge beſtimmt, entſprechen. 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


| 

Der factifche Amtsſtandort und nicht der Ort, von welchem das 

Amt den offieiellen Namen führt, kommt jür die Heimatser⸗ 
werbung eines Beamten in Betracht. 


Mit dem Erlaſſe des k. k. Minifteriums des Innern duo. | 
22. Juli 1876, 3. 9929 wurde entſchieden, daß Hermann N. durch 
feine Anſtellung als proviſoriſcher Bahnamtsverwalter an der Nord- 
Tiroler⸗Staatseiſenbahn das Heimatrecht in Tirol auf Grund des § 13 
des Gemeindegeſetzes vom 17. März 1849 erworben und bis zu 
feinem im Jahre 1868 erfolgten Tode beibehalten habe. Rückſichtlich 
der Frage, ob N. das Heimatrecht in der Gemeinde Wilten oder in 
der Stadtgemeinde Innsbruck erlangt habe, wurde die tiroliſche Statt⸗ 
halterei aufgefordert, die inſtanzmäßige Entſcheidung zu fällen. 

Der hierüber vernommene Stadtmagiſtrat zu Innsbruck behauptete 
daß N. durch feine im Jahre 1858 erfolgte Anſtellung als proviforifcher | 
Bahnamtsverwalter der k. k. Nord⸗Tiroler⸗Staatseiſenbahn in Innsbruck 
das Domicil in der Gemeinde Wilten erworben habe, weil die Bahn⸗ 
hofslocalitäten der Station Innsbruck damals noch zu der Gemeinde 
Wilten gehörten. N. habe das Domicil in Wilten auch bei ſeinem 
im Jahre 1859 erfolgten Uebertritte aus dem k. k. Staatsdienſte 


f 


Ueber das Erbrecht nach einem Mönche, welcher das Gelübde der 
Armuth abgelegt hat. 

Am 10. November 1874 überreichte das Benedictinerſtift in 
Mölk durch ſeinen Abt Clemens Moſer, vertreten durch Dr. Ofner, bei 
dem k. k. Landesgerichte in Wien in Civilrechtsangelegenheiten eine 
Klage wider die Adminiſtration der allgemeinen Verſorgungsanſtalt in 
Wien mit dem Begehren, es möge erkannt werden: Die Geklagte ſei 
ſchuldig, auf Grund der Rentenſcheine vom 30. November 1825, 3. 
8531, vom 31. December 1849, 3. 5332, und vom 31. December 
1852, Z. 5331, jeder auf eine Einlage von 200 fl. CM. und auf 
den Namen des am 11. März 1874 verſtorbenen Stiftprieſters Aemi⸗ 
lian Peſenböck zu Mölk lautend, die Dividenden des Sterbejahres 1874 
für jeden Rentenſchein mit 525 fl., ſohin für alle drei Rentenſcheine 
zuſammen mit 1575 fl. ſammt 6 Procent Verzugszinſen nebſt Koſten 
zu bezahlen. 

Dieſes Begehren wurde auf den Umſtand zurückgefuͤhrt, daß der 
im März 1874 verſtorbene Stiftprieſter Aemilian Peſenböck auf Grund 
obiger Rentenſcheine der geklagten Rentenanſtalt die Jahresrente im 
Geſammtbetrage von 1575 fl., und zwar das letzte Mal im Jahre 1873, 
bezogen. Nach den SS 27 und 99 der Statuten der Geklagten können 
die Erben eines verſtorbenen Mitgliedes die Dividende des Sterbejahres 


in den Dienſt der k. k. privilegirte Südbahngeſellſchaft beibehalten, anſprechen; allein die Geklagte verweigert nun dem Stifte Mölk die 
indem die Einverleibung des Bahnhofes mit der Stadtgemeinde Auszahlung diefer Dividende unter dem Vorwande, daß nach Aemiliau 
Innsbruck zu jener Zeit noch nicht erfolgt war und die nach⸗ Peſenböck keine Verlaßabhandlung gepflogen worden, das Stift Mölk 
herige Anſtellung desſelben bei der genannten Geſellſchaft nur als übrigens nicht der geſetzliche Erbe nach ſeinen Conventualen ſei, obwohl 


— 31 — 
die Geklagte, nach dem Buchhaltungsberichte zwei Jahre vorher die 9. November 1781, 30. Auguſt 1782, 23. October 1784, 6. Novem⸗ 
Jahresdividende nach dem verſtorbenen Conventnalen Friedrich Beranek ber 1786, fand ſich die Geſetzgebung des vorigen Jahrhunderts genö— 
dem Stifte anſtandslos ausgezahlt hatte. Nach $ 573 a. b. G. B. ift thigt, das Erbrecht folder Perſonen zu regeln, welche durch die Auf⸗ 
ein Mönch nicht befugt zu teſtiren; nach noch zu Recht beſtehenden na der Orden aus deren Verbande getreten waren, und gleichzeitig 
kanoniſchen Vorſchriften und nach den Patenten vom 20. Juni 1764 zu erklären, daß dieſelben, von dieſem Zeitpunkte angefangen, auch. 
und 30. Auguſt 1782 gehört alles, was ein Stiftprieſter erwirbt, dem befugt ſeien, auch auf andere Weiſe als durch Erbrecht zu erwerben. 
Stifte, und . 2 ohne ae hin. ne Ai en e zeigen 1 oe, nn des Ordensprofeſſen 
Erbe. Ferner legt äger eine Quittung des Benedictinerſtiftes Gött⸗ zum Eigenthumserwerbe ſtets Grundſatz der öſterreichiſchen Legislation 
weih vor, welcher zufolge dasſelbe als geſetzlicher Erbe ſeines Capitu⸗ | geweſen ift, weil eben erſt Ausnahmsbeſtimmungen für die Fälle erlaſſen 
laren F. X. Windegger über ein dem Letzteren gehöriges Satzeapital werden mußten, in welchen Ordensperſonen aus dem Orden in Folge 
von 700 fl. quittirte und welche ſowohl mit der biſchöflichen, als auch der Aufhebung derſelben zu treten genöthigt waren, um deren Erwerbs⸗ 
mit der 1 e 910 5 3 a 15 en zu In ganz 12 Weiſe 8 bor 
ruft ſich Kläger auf § 761 a. b. G. B., wonach die geſetzliche Erbſolge dere Beſtimmungen (Hofdecrete vom December und 25. 
u 1 im politiſchen Wege geregelt wird und ſtellt ſohin — a 2 als 5 = u a 1 ſolcher 
obiges Begehren. er, welche keine stabilitas loci haben, eine beſchränkte Erwerbs⸗ 
Die Geklagte, vertreten durch Othmar Reiſer, geſteht in der Ein- und Teſtirfähigkeit eingeräumt; und auch dieſe Verordnungen zeigen a 
rede zu, daß Aemilian Peſenböck Beſitzer dreier Rentenſcheine war, | contrario, daß für alle nicht ausgenommenen Fälle das bſterreichiſche 
erkennt 7 5 a ER 5 pe N 2 2 Br | Recht * 1 1 a 
folger an; fie beruft ſich vor Allem darauf, daß Peſenböck gar keine ıchdem Aemilian Peſenböck als Profeß und Prieſter des Bene⸗ 
Teſtirfähigkeit hatte (S 573 a. b. G. B.) und daß dem Stiſte Molt diernerfiſtes Mölk angeführt wird und beſondere Thatſachen nicht 
auch kein Erbrecht nach demſelben zuſteht, da Ordensprofeſſen nach nachgewieſen wurden, aus denen eine auch nur beſchränkte Erwerbs⸗ 
§ 182 des k. Patentes vom 9. Auguſt 1854 die Dispoſitionsfähigkeit | fähigkeit desſelben gefolgert werden könnte; nachdem daher dieſer Ordens⸗ 
über das Vermögen, welches ſie beim Eintritte in das Kloſter beſaßen, mann in Folge ſeines Gelübdes für ſich gar nichts erwerben, ſomit das 
verlieren und auch nichts weiter erwerben können. Uebrigens habe Peſen⸗ Stift, dem er angehörte, in ein von ihm erworbenes Vermögen als 
böck für ſeine Geſammteinlage von 231 fl. an Dividenden im Ganzen Rechtsnachfolger nicht eintreten konnte, mußte das Klagebegehren abge⸗ 
7397 fl. 49 kr. bezogen und liege daher auch aus dieſem Grunde kein | wieſen werden. Der ſachfällige Theil hat die Koſten des Rechtsſtreites 
Anlaß 77 noch 11 weitere en nr 1 Fi zu 8 575 . 5 as gere e n 
ſelben bloß die Statuten vom 4. October maßgebend ſind, in eber die Appellation des klägeriſchen Stiftes änderte das k. k. 
dieſen aber der $ 99, welcher den Statuten des Jahres 1862 angehört, Oberlandesgericht in Wien mit Urtheil vom 7. Juni 1876, 3. 6878, 
nicht vorkommt. Es könne daher im vorliegenden Falle nur das Erb⸗ das angefochtene Erkenntniß der erſten Inſtanz ab, gab dem Klagebe⸗ 
recht, keineswegs aber eine anderweitige Rechtsnachfolge in Betracht gehren Folge und verurtheilte die geklagte Verſorgungsanſtalt zum Er⸗ 
kommen; es fallen dieſe Dividenden gemäß $ 31 der Statuten den ſatze der Koſten erſter Inſtanz mit 78 fl. 6 kr. und der Appellation 
übrigen Rentenbeſitzern zu. Ueberdies ſeien die abgeſbloſſenen Leibren⸗ mit 19 fl. 31 kr. Dieſes in der Erwägung, daß die Rechtsverhältuiſſe 
tenverträge mit Hinblick auf die Erwerbsunfähigkeit Peſenböck's ſchon der Stiftsgeiſtlichen gemäß den SS 867, 355 und 356 a. b. G. B. 


urſprünglich ungiltig geweſen, darum können daraus keine Rechte für 
das Stift abgeleitet werden. Bitte um Abweiſung des Klagebegehrens. 

Nach durchgeführtem ſchriftlichen Verfahren wies das k. k. Lan⸗ 
desgericht in Wien mit Urtheil vom 25. Februar 1876, 3. 14756, 
das Klagebegehren ab und verurtheilte den Kläger zum Erſatze der mit 
127 fl. 47 kr. liquidirten Koſten an die Geklagte, und zwar aus fol⸗ 
genden Gründen: 

Es ſteht unbezweifelt feſt, daß Aemilian Peſenböck Stiftprieſter 
des Benectinerſtiftes in Mölk geweſen, ſowie daß er als ſolcher bereits 
im Jahre 1810, laut Beilage K, das Gelübde der Armuth abgelegt. 
Das a. b. G. B. hat die Wirkſamkeit dieſer Gelübde ausdrücklich an⸗ 


und $ 31 des Geſetzes vom 7. Mai 1874, 3. 50, nach den politiſchen 
Geſetzen neben dem bürgerlichen Geſetzbuche zu beurtheilen ſind, alſo 
das letztere in Beziehung auf die Erwerbsfähigkeit der Benedictiner⸗ 
mönche nicht mit ſolcher, Strenge zu beurtheilen iſt, und man nicht bis 
zur äußerſten Beſchränkung der Erwerbsunfähigkeit ſo weit gehen kann, 
| daß ſich ein Gymnaſialprofeſſor durch Lectionen, ein Prieſter durch Meß⸗ 
ſtipendien, ein Schriftſteller durch gelehrte Werke, ein Oekonomiepfarrer 
in der Landwirthſchaft, ein Vicar durch Leiſtungen in der Seelſorge 
und dergl. m. nicht ſolche Erſparniſſe machen dürfte, um Einlagen in 
einer Verſorgungsanſtalt zu machen oder ſich ein Los und dergl. anzu⸗ 
ſchaſfen dann in weiterer Erwägung, daß einer der Rentenſcheine aus⸗ 


erkannt, indem es dem Umſtande, ob Jemand dem Rechte, etwas über- drücklich vor dem Namen Aemilian Peſenböck die Bezeichnung „Kloſter⸗ 
haupt zu erwerben, entſagt habe, im $ 538 eine ganz beſtimmte Wirkung, namen“ enthält, die Geklagte alſo deſſen Mönchseigenſchaft von vorne⸗ 
nämlich die Erbunfähigkeit des Entſagenden, zuſchreibt und im § 539 herein wußte und nun ihre eigene Handlung beſtreiten möchte; in fer⸗ 


nur noch auf die beſonderen politiſchen Geſetze verweist, welche die ein⸗ 
zelnen Folgerungen oder Abweichungen dieſes im Ganzen feſtgehaltenen 
Grundſatzes normirt haben. Es tft aber ganz klar, daß § 538 die Erb 
unfähigkeit des Entſagenden nur aus der Unfähigkeit desſelben, in Folge 
ſeiner Eutſagung, etwas für ſich zu erwerben, ableitet; es ergibt ſi 
demnach auch, daß ein Profeßprieſter, der das Gelübde der Armuth 
abgelegt hat, nicht berechtigt fein kann, durch Hingabe eines fixen Geld⸗ 
betrages ſich eine Leibrente zu ſichern. 

Daß ein ſolcher Stiftprieſter durch die Abſchließung eines Leib⸗ 


Ar Erwägung, daß Geklagte ſelbſt das Hofdecret vom 4. Jänner 
1787, 3. 1, anerkennen muß, wonach „das Stift den Stiftsgeiſtlichen 
abhandelt und erbt“, alſo der Rechtsnachfolger des Aemilian Peſenböck 
iſt; und in endlicher Erwägung, daß der vollſtändig Unterliegende dem 
Gegner nach den SS 24 bis 26 des Geſetzes vom 16. Mai 1874, 
Nr. 69 R. G. Bl, die Koſten des Streites zu erſetzen hat. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf mit Urtheil vom 16. No⸗ 
vember 1876, 3. 10587, die Reviſionsbeſchwerde der Verſorgungs⸗ 
anſtalt und beſtätigte das oberlandesgerichtliche Erkenntniß aus nach⸗ 


ventenvertrages mit der allgemeinen Verſorgungsanſtalt in Wien dem ſtehenden Gründen: 
Stifte ein Recht auf die Leibrente nicht erwerben konnte, ergibt ſich, Es handelt ſich im vorliegenden Streitfalle nicht darum, ob die 
ganz abgeſehen von allen Amortiſationsgeſetzen, auf deren Wirkſamkeit von Aemilian Peſenböck in den Jahren 1825, 1849 und 1852 mit 
heute nicht abgegangen zu werden braucht, aus $ 1 der Statuten der | der Adminiſtration der allgemeinen Verſorgungsanſtalt in Wien abge⸗ 
geklagten Geſellſchaft vom 4. October 1824, welchem zufolge moraliſchefſchloſſenen Leibrentenverträge zu Recht beftehen oder nicht; es hat die 
Perſonen und Communitäten jeder Art an dieſer Anſtalt nicht theil- geklagte Anſtalt auch keinen Auſpruch erhoben, daß ihr die dem Aemilian 
nehmen können. Hat demgemäß Aemilian Peſenböck ein Recht zum Peſenböck im Laufe der Jahre ausbezahlten Dividenden im behaupteten 
Bezuge der Leibrente für ſeine Perſon wegen des in Mitte liegenden Geſammkbetrage von 7379 fl. 49 kr. rückerſtattet werden ſollen; 
feierlichen Gelübdes der Armuth nicht erwerben können, fo kann es in ſondern e3 ' handelt ſich blos darum, ob fie verpflichtet ſei, nach den 
Anſehung des von ihm zwar thatſächlich, aber nicht rechtlich ausgeübten 88 27 und 99 der Statuten die von den drei Rentenſcheinen aus⸗ 
Bezuges auch keinen Rechtsnachfolger geben und finden die 88 27 und haftende Dividende des Sterbejahres mit 1575 fl. dem Stifte Mölk 
99 der Statuten auf den vorliegenden Fall keine Anwendung. als Erben oder ſonſtigen Rechtsnachfolger feines am 11. März 1874 
Dieſe Entſcheidung findet noch in einer weiteren Erwägung ihre verſtorbenen Conventualen Aemilian Peſenböck auszubezahlen, daß nun 
geſetzliche Berechtigung: Durch eine Reihe von Hofdecreten, z. B. vom die 88 27 u. 98 der Statuten v. J. 1862 auch auf Aemilian Perſenböck, als 


früheren Theilnehmer der Anftalt, Anwendung finden, kann ſowohl nach der 
Einleitung der Statuten, als nach Abſatz VI der allgemeinen Beſtimmungen 
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Achtung und Ehrerbietung, wenn der Untergebene, um ſich zu ſeinem Rechte zu 
verhelfen, den Weg der Selbſthilfe vermittelt geſetzlich ſtrafbarer Handlungen 


-keinem Zweifel unterliegen, da hierin ausdrücklich ausgeſprochen iſt, daß die beſchreitet. Es kommt daher im vorliegenden Falle nicht darauf an, ob die 
früheren Theilnehmer auch an allen Vortheilen der neuen Statuten Handlungsweiſe des Angeſchuldigten deshalb einen amtlichen Charakter an ſich 


participiren. Es kann ſich daher im vorliegenden Falle, mit Beiſeite⸗ 
laſſung aller Fragen über die Erwerbs- und Teſtirfähigkeit Peſenböck's, 
nur darum handeln, ob das Stift als Erbe oder fonſtiger Rechtsnach⸗ 
folger desſelben anzuſehen iſt. 


des Nachlaſſes in den rechtlichen Beſitz erwirkt werden. Dies iſt im 
vorliegenden Falle auch bereits geſchehen, denn, wie die Beilage l. 
der Replik ausweist, hat das k. k. Bezirksgericht in Mölk als Ab⸗ 
handlungsbehörde Peſenböck's den in den gedachten drei Rentenſcheinen 
beſtehenden Nachlaß desſelben am 19. Juni 1875 auf Grund der 
Ordensſtatuten und der diesfälligen politiſchen Geſetze dem Benedictiner⸗ 
ſtifte Mölk als geſetzlichem Erben und Rechtsnachfolger ſeines genannten 
Capitularen in das Eigenthum zugewieſen. Es liegt daher einerſeits 
die unbedingte ſtatutenmäßige Verpflichtung der geklagten Anſtalt zur 
Ausbezahlung der Sterbejahrsdividenden per 1575 fl. an den Erben oder 
ſonſtigen Rechtsnachfolger Peſenböck's, und andererſeits die rechtskräftige 
gerichtliche Entſcheidung vor, 
als Erben und Rechtsnachfolger ſeines genannten Conventualen gebühren. 
Hienach war aber dem Klagebegehren ſtattzugeben, daher das Erkenntniß 
der zweiten Inſtanz zu beſtätigen, zumal ein Caducitätsrecht der ge⸗ 
klagten Anſtalt nach $ 31 der Statuten erſt dann eintritt, wenn ſich 
Niemand als Erbe oder Rechtsnachfolger des verſtorbenen Rentenbe⸗ 
ſitzers zu legitimiren vermag. 

Die Entſcheidung in Anſehung der Reviſionskoſten, welche der 
ſachfällige Reviſionswerber zu vergüten hat, beruht auf den SS 24 
und 26 des Gefetzes vom 16. Mai 1874. Jur. Bl. 


Notiz. 


(Die Herausforderung ſeines Vorgeſetzten zum Duell als 


Nach § 797 a. b. G. B. muß das 
Erbrecht, ſowie jenes der Rechtsnachfolge in das Vermögen eines Ver⸗ 
ſtorbenen, vor Gericht verhandelt und von demſelb-n die Einantwortung 


daß dem Stifte Mölk dieſe Dividenden 


trügt, weil die behauptete Verleumdung einen amtlichen Vorgang betraf, die 
Handlungsweife des Angeſchuldigten erſcheint wegen ſeiner Stellung zum Director 
als feinen Vorgeſetzten als eine Verletzung ſeiner Amtspflichten, denn er forderte 
von demſelben, zwiſchen ihnen beſtehende Differenzen auf einem geſetzlich verbotenen 
Wege zum Austrage zu bringen. Dieſe Verletzung der Amtspflicht erſcheint 
auch als eine ſchwere und eine ſolche, welche das Verbleiben des Angeſchuldigten 
in ſeiner bisherigen Stellung unmöglich macht. Er war daher das erſte Urtheil 
zu beſtätigen.“ Hartmanns Zeitſchr. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretär im Miniſterium für 
„Cultus und Unterricht Alexander Freiherrn v. Reden zum Statthaltereirath u. 
Referenten für die adminiſtrativen und ökonomiſchen Schulangelegenheiten 
bei dem tirol. Landesausſchuſſe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Kanzleiofficial der k. k. Direction der Staats⸗ 
ſchuld Franz Haydt das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Militär⸗Rechnungsoffieial erſter Claſſe 
Erasmus Kuſſenitz das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte in Cilli Dr. Stefan Kocevar 
den Titel eines kaiſerl. Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe Dr. Ignaz Laſchan an⸗ 
| läßlich deſſen Penſionirung taxfrei den Adel verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vorſtande des Telegraphen⸗Correſpondenz⸗ 
bureau, Regierungsrathe Ludwig Hirſchfeld den Orden der eiſ. Krone dritter 
Claſſe tagjrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe Dr. Eduard Kauziani, Präſi⸗ 
dialſecretär und Protokollführer des Reichsgerichtes, tarfrei den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Hofrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſ. Steuerinſpector in Böhmen Andreas 

| Hof den Titel eines Steuer⸗Oberinſpectors verliehen. 

N Seine Majeſtät haben dem Leiter der Hilfsämterdirection der Staatsſchuld 

Johann Zahn das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Miniſter des kaiſ. Hauſes und des Aeußern hat dem mit Titel und 

Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten bekleideten Hof⸗ und Miniſterial⸗ 
Official I. Claſſe Emanuel Wych eine im Status der Präſidialſection des Mini⸗ 
ſteriums des kaiſ. Hauſes und des Aeußern in Erledigung gekommene ſyſtemi⸗ 


Verletzung der Amtspflicht diseiplinariſch ftrafbar.) Ein Erkenntniß ſirte Hilfsämterdirections⸗Adjunctenſtelle verliehen. 


des Ober⸗Tribunals in Berlin vom 4. September 1876 ſpricht ſich folgender⸗ 


maßen aus: 

„Der Angeſchuldigte hat Nichts angeführt, wodurch die thatſächliche Feſt⸗ 
ſtellung des 1. Richters angegriffen wird. Seine Ausführungen gehen nur dahin, 
daß der 1. Richter ſein Verhalten unrichtig beurtheilt habe. Er meint, es handle 
ſich lediglich um eine Privatangelegenheit zwiſchen ihm und dem Director, welche 
in keiner Beziehung zu der beiderſeitigen amtlichen Stellung ſtehe und er habe, 
um ſeine Ehre herzuſtellen, in geſchehener Weiſe handeln müſſen. Was zunächſt 


letzteren Geſichtspunkt anbelangt, ſo kann Angeſchuldigter darauf einen Anſpruch 


auf Freiſprechung nicht gründen. Was er bei Beurtheilung des Verhaltens des 


Directors geltend macht: es gibt Fälle, wo man ſolche Handlungen begehen 


und ſich event. der Strafe ausſetzen muß, das muß er auch gegen ſich gelten laſſen. 
War er der Anſicht, ſeine Ehre nur durch Herausforderung zum Duell wieder⸗ 
herſtellen zu können, und handelte er demgemäß, ſo muß er eben die auf ſeine 
Handlungsweiſe vor dem Straf- oder Disciplinarrichter fallende Strafe tragen 
und kann ſich nicht damit rechtfertigen, daß die an ſich ſtrafbare Handlung ihm 
durch die Geſetze der Ehre geboten worden ſei. Es kann daher nur in Frage 
kommen, ob die Handlungsweiſe des Angeſchuldigten lediglich als eine Privat⸗ 
angelegenheit anzuſehen, oder ob ſie eine Verletzung der Amtspflichten enthält. 


Dieſe Frage mußte mit dem Appellationsrichter zu Ungunſten des Angeſchuldig⸗ 


ten beantwortet werden. Der Angeſchuldigte glaubte, der Director ſei der Urhe⸗ 
ber eines Gerüchtes, wodurch er in Bezug auf einen amtlichen Vorfall verleum⸗ 
det werde. Deshalb forderte er von demſelben eine Erklärung und, da eine ſolche 
nicht nach feinem Verlangen erfolgte, ließ er den Director zum Duell herausfor⸗ 
dern. Selbſt vorausgeſetzt, der Glaube des Angeſchuldigten ſei ein gerechtfertigter 
geweſen, ſo muß doch in dem Verhalten des Angeſchuldigten eine Verletzung ſeiner 
Amtspflichten gefunden werden. Das Geſetz verpflichtete ihn, wie der 1. Richter 
mit Recht bemerklich macht, ſich gegen den Director, als ſeinen Vorgeſetzten, in 


allen Stücken der einem Vorgeſetzten gebührenden Achtung und Ehrerbietung 
gemäß zu verhalten. Dazu gehörte vor Allen, wenn er ſich durch denſelben ver⸗ | 


letzt glaubte, die ihm gegen denſelben zuſtehenden Rechte nur im geſetzlichen Wege 
geltend zu machen, Es iſt — ſelbſt angenommen, daß eine Beleidigung rein 
privaten Charakters vorliegt — eine Verletzung der dem Vorgeſetzten gebührenden 


Der Reichs⸗Finanzminiſter hat die Stelle eines Hilfsämterdirectors im 
k. u. k. Reichsminiſterium dem mit Titel u. Charakter eines Hilfsämterdirectors 
bekleideten Directionsadjuncten im Miniſterium des kaiſerl. Hauſes u. des Aeußern 
Heinrich Ankert verliehen. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär Franz Lorenz zum Finanz⸗ 
rathe für die Finanz⸗Landes⸗Direction in Prag ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den C ntrolor der Finanzlandescaſſe in Linz 
Jürſchick zum Director dieſer Caſſe ernannt. 
| Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Joſef Szilagyi in Czerno⸗ 
witz zum Oberpoſtverwalter daſelbſt ernannt. 


Ignaz 


Erledigungen. 
| Ingenieursſtelle für Mähren in der neunten Rangsclaſſe bis 15. März. 
(Amtsbl. Nr. 33.) 
Officialsſtelle im k. k. Verſatzamte in Wien mit dem Jahresgehalte von 
600 fl. und 240 fl. Ouartiergeld, bis 26. März. Amtsbl. Nr. 35). 
Secundararztesſtelle im St. Johannesſpitale zu Salzburg mit 600 fl. 
ö. W. Adjutum, bis Ende Februar. (Amtsbl. Nr. 36). 
Controlorsſtelle bei der Finanz⸗Landescaſſe in Linz in der achten Rangs⸗ 
claſſe, gegen Caution, bis Ende März. (Amtsbl. Nr. 40). 


In der Manz'ſchen k. k. Hof⸗ Verla 8 und Univerſitäts⸗Bu andlung, 
Kohlmarkt 7 in Wien iſt ſoeben erſchienen: 1 4 } 
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